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Vorratsdatenspeicherung: Union und
SPD planen umstrittene Maßnahmen!

Die neue Koalition plant die Einführung der
Vorratsdatenspeicherung von IP-Adressen in Deutschland,

trotz Datenschutzbedenken.

Frankreich, Land - Die neue Regierungskoalition aus Union
und SPD plant, die Befugnisse der Sicherheitsbehörden in
Deutschland erheblich auszuweiten. Im Zentrum dieser
Bestrebungen steht die Einführung einer dreimonatigen
Vorratsdatenspeicherung von IP-Adressen und Portnummern.
Dies ist Teil des Koalitionsvertrags, der die anhaltende Debatte
um Vorratsdatenspeicherung, Datenschutzrechte und die
Sicherheitspolitik in Deutschland thematisiert. Angesichts der
Tatsache, dass aktuell in Deutschland keine
Vorratsdatenspeicherung existiert, steht diese Maßnahme in
einem Spannungsverhältnis zwischen den Bedürfnissen nach
Sicherheit und den Anforderungen des Datenschutzes, wie 
tagesschau.de berichtet.

https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/vorratsdatenspeicherung-datenschutz-100.html


Die geplante Vorratsdatenspeicherung würde die Speicherung
von Verbindungsdaten wie Telefonaten, E-Mails und
Internetnutzung betreffen. Es ist jedoch wichtig zu betonen,
dass die Inhalte der Kommunikation nicht gespeichert werden
sollen. Die Verantwortung für die Speicherung läge bei privaten
Telekommunikationsunternehmen, die diese Daten für einen
begrenzten Zeitraum bereitstellen müssen. Der Zugriff durch
staatliche Behörden wäre nur unter strengen Voraussetzungen
möglich. Historisch gesehen wurde ein Gesetz zur
Vorratsdatenspeicherung 2010 vom Bundesverfassungsgericht
aufgehoben, was Fragen zur Rechtmäßigkeit und Umsetzbarkeit
der neuen Vorschläge aufwirft.

Europäische Gerichtshof und jüngste
Urteile

Ein entscheidendes Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH)
vom 30. April 2024 hat die Debatte um die
Vorratsdatenspeicherung neu entfacht. Der EuGH erklärte die
Vorratsdatenspeicherung von IP-Adressen zur Bekämpfung von
Straftaten für alle Straftaten als zulässig und nicht nur für
schwere Delikte. Dies steht in starkem Kontrast zu früheren
Regelungen, die solch eine Speicherung nur bei schweren
Straftaten wie Kinderpornografie gestatteten. Der Fall, der zu
dieser Entscheidung führte, betraf illegales Filesharing in
Frankreich, und das Urteil verdeutlicht die Herausforderungen,
die mit der Anonymität im Internet verbunden sind, wie 
datenschutzticker.de anmerkt.

Der EuGH stellte außerdem fest, dass die allgemeine
Vorratsdatenspeicherung von IP-Adressen keinen schweren
Eingriff in die Grundrechte darstellt, solange keine spezifischen
Schlussfolgerungen über das Privatleben der Bürger gezogen
werden können. Die Speicherung muss zeitlich begrenzt und
verhältnismäßig sein. Zudem erfordert jede Speicherung eine
richterliche Überprüfung bei Eingriffen in das Privatleben, was
die Anforderungen an die geplante neue Regelung in
Deutschland weiter beeinflusst.

https://www.datenschutzticker.de/2024/05/eugh-vorratsdatenspeicherung-fuer-alle-straftaten-zulaessig/


Kritik und Widerstand

Kritiker befürchten, dass die Maßnahmen zur
Vorratsdatenspeicherung zu einem Verlust der Anonymität im
Internet führen könnten. Der Arbeitskreis gegen
Vorratsdatenspeicherung sowie Bürgerrechtsorganisationen
äußern Bedenken hinsichtlich der Auswirkungen auf die
Privatsphäre und warnen vor einer möglichen Überwachung.
Holger Münch, der Chef des Bundeskriminalamts, spricht sich
hingegen für die Speicherung aus, insbesondere zur Verfolgung
von Straftaten im Bereich sexualisierter Gewalt gegen Kinder.

Die aktuelle Situation ist geprägt von Unterschieden innerhalb
der Koalition. Während Bundesinnenministerin Nancy Faeser
(SPD) die Sicherung von IP-Adressen unterstützt, plädiert der
parlamentarische Staatssekretär Benjamin Strasser für einen
„Quick-Freeze“-Ansatz, bei dem Daten nur bei konkretem
Tatverdacht gesammelt werden. Die uneinheitlichen Positionen
innerhalb der Koalition könnten eine rasche Umsetzung der
Vorschläge und gegebenenfalls rechtliche Anfechtungen
erschweren, was eine verbindliche Klärung der Regelung zur
Vorratsdatenspeicherung nach sich ziehen könnte, wie auch 
tagesschau.de feststellt.
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